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IM BLICKPUNKT

Europa und die Banken

In Haftung
genommen
Von Detlef Drewes

Die Bankenunion gehört nicht
zu den europäischen Lieblings-
kindern der Bundesregierung.
Zwar zweifelt niemand ernst-
haft an den finanzpolitischen
Zielen – von der Überwachung
der Institute anhand gemeinsa-
mer Kriterien bis hin zum Ab-
wicklungsfonds, der die Verant-
wortung zunächst bei den Eig-
nern und Gläubigern sieht und
nicht beim Staat. Und auch die
Überführung der Einlagensiche-
rung in die Obhut der Banken
selbst sowie deren europäische
Verzahnung hat Sinn. Aber der
Zeitpunkt passt nicht. Zum ei-
nen, weil eine ganze Reihe von
Mitgliedstaaten noch mit der
gesetzlichen Fertigstellung der

Vorarbeiten hinterherhinkt.
Zum anderen, weil man sich in
Berlin schon auch Gedanken
darüber macht, ob ein solcher
europäischer Eingriff in nationa-
le Besitzstände derzeit politisch
passt. Gerade erst hat die EU
ihre mangelnde Solidarität in
der Flüchtlingsfrage dokumen-
tiert, da soll man den Bürgern,
vor allem den Deutschen, ver-
kaufen, dass sie im Krisenfall für
die Banken derer geradestehen
sollen, die uns in einer anderen
wichtigen Frage alleine lassen?
Es mag ja sein, dass einem briti-
schen Finanzmarktkommissar
dafür das Fingerspitzengefühl
fehlt. Von Kommissionspräsi-
dent Jean-Claude Juncker hätte
man das allerdings erwarten
dürfen.

Schulen beklagen Mängel
Zu wenig Personal für gemeinsames Lernen behinderter und nicht behinderter Kinder
Von Robert Vornholt

DÜSSELDORF � Das gemeinsa-
me Lernen von Schülern mit und
ohne Behinderungen in NRW ist
mit großen Schwierigkeiten ver-
bunden. Nach Einschätzung der
Schulen fehlt es an Personal und
passenden Räumen.

Ein Jahr nach der Änderung
des neunten Schulrechtsän-
derungsgesetzes, das die Ein-
führung der Inklusion in den
ersten und fünften Klassen in
vorschreibt, hat die NRW-Ge-
werkschaft Erziehung und
Wissenschaft (GEW) ein ers-
tes Fazit gezogen. Dazu wur-
den die Leiter aller 6500
Schulen in NRW mittels On-
line-Befragung um Einschät-
zungen gebeten. Wichtigstes
repräsentatives Ergebnis: „75
Prozent der Schulleitungen
der allgemeinen Schulen be-
nötigen mehr Stellen für son-
derpädagogische Unterstüt-
zung. 53 Prozent halten eine
zusätzliche Stelle, 28 Prozent
zwei zusätzliche Stellen für
erforderlich, um gute Arbeit
im gemeinsamen Lernen leis-
ten zu können“, berichtet
GEW-Landesvorsitzende Do-
rothea Schäfer.

Gravierende Mängel gebe es
auch bei der Ausstattung der
Räume, denn: „Die Barriere-

freiheit ist nur in zwei Drit-
teln der allgemeinen Schulen
zum Teil oder gar nicht ge-
währleistet“. Zudem sei drin-
gend mehr Personal erforder-
lich, um feste Zeiten für Bera-
tung und Absprachen zwi-
schen den Regelschulkräften
und den Sonderpädagogen si-
cherstellen zu können. Nach
Schäfers Rechnung fehlen
zurzeit etwa 7000 Stellen in
den Schulen, um das UN-In-
klusionsgebot adäquat umzu-
setzen.

Statt zurzeit durchschnitt-
lich 25 dürften nur 20 Schü-
ler in den gemischten Klas-
sen lernen, fordert Schäfer
die Landesregierung auf,
nachzusteuern und mittel-
fristig eine Doppelbesetzung
aus Fachlehrern und Sonder-
pädagogen sicherzustellen.
Als weitere Herausforderung
für die Lehrer komme hinzu,
dass etwa 40000 Flüchtlings-
kinder zunächst in Auffang-
klassen und nach einem Jahr
möglichst in kleineren Lern-

gruppen betreut werden soll-
ten.

Als gescheitert werten die
Gewerkschafter die Zusatz-
Ausbildungen von Lehrern zu
Sonderpädagogen: Statt 250
Nachqualifizierungen pro
Halbjahr würden nur „50 bis
100“ erreicht. Um mehr gutes
Personal zu bekommen, müs-
se der viel zu hohe Numerus
clausus für das Lehramt Son-
derpädagogik (Durchschnitts-
note 1,2 in 2014) abgeschafft
werden.

In NRW gibt es seit einem Jahr einen Rechtsanspruch für inklusiven
Unterricht. Bisher nur in den Klassen eins und fünf. � Foto: dpa

Statistikpanne beschert Kommunen kurzes Glück
DÜSSELDORF � Schön wäre es
gewesen, doch: Die Steuer-
einnahmen der knapp 400
NRW-Kommunen fallen im
Jahr 2015 nicht so hoch aus,
wie es der statistische Landes-
betrieb in Düsseldorf zu-
nächst errechnet hatte. Auf-

grund eines Programmierfeh-
lers waren die Einnahmen zu
hoch angesetzt worden. Das
räumte IT.NRW auf Anfrage
ein. Die Landesstatistiker hat-
ten für das erste Halbjahr er-
rechnet, dass die Städte und
Gemeinden 16,5 Milliarden

Euro Grund- und Gewerbe-
steuern eingenommen haben
sollen. Da kam so mancher
Kämmerer ins Grübeln – und
fragte in Düsseldorf nach.

Der Landesbetrieb korri-
gierte daraufhin gestern sei-
ne Zahlen. Nach der neuen

Statistik haben die NRW-
Kommunen im ersten Halb-
jahr 2015 unter anderem für
Grund- und Gewerbesteuern
9,5 Milliarden Euro erhalten.
Immerhin: Auch das sind 8,6
Prozent mehr als im Vorjah-
reszeitraum. � lnw/eb

ZUR PERSON

Sauhatz in Syrien

Türkei und Russland

Beide protzen gern
mit der Macht
Von Wolfgang Blieffert

Die Hintergründe des Abschus-
ses des russischen Kampfflug-
zeuges werden sich kaum zwei-
felsfrei klären lassen. Militärs
lassen sich nicht gerne in die
Karten schauen, in Moskau und
Ankara schon gar nicht. Eher
muss man sich wundern, dass
es nicht schon längst zu ähnlich
schwerwiegenden Vorfällen ge-
kommen ist. Denn im Luftraum
über Syrien und den angrenzen-
den Ländern tummeln sich in-
zwischen die Luftwaffen ver-
schiedenster Staaten mit unter-
schiedlichen Kampfaufträgen.
Eigentlich ist nicht damit zu
rechnen, dass es zwischen der

Türkei und Russland wegen des
Abschusses zu einer weiteren
militärischen Konfrontation
kommt. Ein erkennbares strate-
gisches Interesse daran haben
beide Staaten in Wahrheit nicht.
Was die Lage dennoch brisant
macht, ist das Politikverständnis
von Wladimir Putin und Recep
Tayyip Erdogan. Sie gehören zu
dem Typ Politiker, der gern mit
militärischer Macht protzt und
das Spiel mit dem Feuer liebt.
Beide schöpfen ihre Kraft aus
der Konfrontation. Und beide
verachten im Grunde das, was
jetzt notwendig wäre: vertrau-
ensbildende Maßnahmen, wie
sie einst halfen, den Kalten
Krieg zu entschärfen.

KOMMENTAR

Inklusion
Die UN-Behindertenrechtskon-
vention verpflichtet auch
Deutschland zur schulischen In-
klusion. Auf Eltern-Wunsch müs-
sen behinderte Kinder in einer
allgemeinen Schule mit nicht be-
hinderten Kindern unterrichtet
werden. Seit dem Schuljahr
2014/15 gilt in NRW ein Rechts-
anspruch auf inklusiven Unter-
richt – zunächst in den Klassen 1
und 5. Im nächsten Schuljahr
wird der Rechtsanspruch auf Be-
rufskollegs ausgeweitet. Von
rund 121 000 Schülern mit son-
derpädagogischem Förderbedarf
werden derzeit 39 Prozent in der
Primar- und der Sekundarstufe I
inklusiv unterrichtet. � lnw

Thomas Hunsteger-Petermann
(CDU), Oberbürgermeister
der Stadt Hamm, ist neuer
Vorsitzender des Städtetages
Nordrhein-Westfalen. Der
Vorstand des kommunalen
Spitzenverbandes benannte
ihn als Nachfolger des frühe-
ren Oberbürgermeisters von
Wuppertal, Peter Jung (CDU).
Jung war bei der Kommunal-
wahl im September als Ober-
bürgermeister abgewählt
worden. Hunsteger-Peter-
mann übernehme den Vor-
sitz für die Zeit bis zur nächs-
ten Mitgliederversammlung
im April 2016 in Aachen, teil-
te der Städtetag gestern mit.
Der 62-Jährige ist seit Okto-
ber 1999 Oberbürgermeister
in Hamm. � dpa

Manfred Götzl, Vorsitzender
Richter im im NSU-Prozess
am Oberlandesgericht Mün-
chen, und seine Senatskolle-
gen sind in dem Verfahren ge-
gen die Hauptangeklagte Bea-
te Zschäpe nicht befangen.
Das entschied ein Gremium
von anderen Richtern des
OLG. Den Befangenheitsan-
trag gestellt hatte der mut-
maßliche Terrorhelfer Ralf
Wohlleben. Er begründete
ihn damit, dass Beate Zschä-
pe nicht mehr „ordnungsge-
mäß verteidigt“ werde, was
auch ihn als mutmaßlichen
Helfer Zschäpes betreffe.
Wohlleben bezog sich dabei
auf den seit Monaten andau-
ernden Streit unter Zschäpes
Anwälten. Die Hauptange-
klagte hat eine Aussage ange-
kündigt – ihre ursprüngli-
chen Verteidiger setzen hin-
gegen auf eine Schweigestra-
tegie. Sie hatten um Entlas-
sung gebeten. Diesem Antrag
stimmten Götzl und seine
Kollegen nicht zu. � dpa

Margarita Mathiopoulos, Ex-
FDP-Beraterin, steht im Streit
um den Entzug ihres Doktor-
titels eine neue Runde vor Ge-
richt bevor. Das Oberverwal-
tungsgericht in Münster will
am 10. Dezember darüber
entscheiden, ob ihr der Titel
zu Recht aberkannt worden
war. Mathiopoulos hatte ih-
ren Doktorgrad im April 2012
verloren. Ihre Dissertation
von 1986 sei in weiten Teilen
abgeschrieben, entschied der
Rat der Philosophischen Fa-
kultät der Uni Bonn. Die Un-
ternehmerin zog vor Gericht.
In der ersten Instanz hatte
das Verwaltungsgericht Köln
die Klage abgewiesen. � lnw

Antonio Costas, sozialistischer
Parteichef in Portugal, hat
von Präsident Anibal Cavaco
Silva den Auftrag zur Regie-
rungsbildung erhalten. Cos-
tas hat die Unterstützung des
Linksblocks und der Kommu-
nistischen Partei. Zusammen
verfügen die drei über 122
Parlamentssitze, die bisheri-
ge konservative Regierung
über 107. Costas könnte Pe-
dro Passos Coelho als Minis-
terpräsident ablösen. Er will
vor allem dessen Sparpolitik
entschärfen. � dpa

Von Robert Vornholt

DÜSSELDORF � Die Senkung
der Nitratbelastung wird in
Nordrhein-Westfalen auf un-
terschiedlichen Ebenen ange-
strebt. Anfang kommenden
Jahres soll das Landeskabi-
nett den Entwurf für ein neu-
es Landeswassergesetz (LWG)
beschließen, so dass anschlie-
ßend der Landtag darüber be-
raten kann. Nur knapp sechs
Prozent der untersuchten
13750 Kilometer Gewässer
(Flüsse, Bäche, Seen) seien „in
einem guten ökologischen
Zustand“, untermauert Um-
weltminister Johannes Rem-
mel (Grüne) seine Initiativen
zur Verbesserung der Oberflä-
chengewässer und des
Grundwassers.

Dichte Besiedlung, die In-
dustrialisierung und die in-
tensive Landwirtschaft haben
laut Remmel deutliche Spu-
ren in den Gewässern in NRW
hinterlassen. In landwirt-
schaftlich intensiv genutzten
Gebieten (in Teilen des Müns-
terlandes und des Rheinlan-
des mit hoher Viehdichte) sei-
en die Nitratkonzentrationen
seit über 20 Jahren gleichblei-
bend hoch oder höher.

Um Stoffeinträge aus der
Landwirtschaft abzusenken,
werden der Ackerbau sowie
der Einsatz und die Lagerung
von Dünge- und Pflanzen-
schutzmitteln in einem Fünf-
Meter-Streifen zum Gewässer
mit einer Übergangszeit ab
2022 verboten, heißt es im
Eckpunktepapier Remmels.

„Ich halte es grundsätzlich
für erstrebenswert, dass auf
einem landwirtschaftlichen
Betrieb nicht mehr Gülle an-
fällt, als auf eigenen Flächen
ausgebracht werden kann“,
fordert Remmel eine „Hoftor-
bilanz“. Bisher liegt die Ober-

grenze für Wirtschaftsdünger
tierischer Herkunft bei 170
Kilogramm jährlich. In diese
Formel müssten auch Gärres-
te aus Biogasanlagen und
Klärschlamm einfließen. Zur-
zeit würden bis zu 80 Kilo-
gramm über der Höchstgren-
ze auf die Böden verteilt.

Laut Einschätzung des Lan-
desumweltamtes müssten die
Stickstoffeinträge in NRW
jährlich um mehr als 27000
Tonnen pro Jahr vermindert
werden, um die Grundwässer
nachhaltig von Nitraten zu
entlasten. Kürzere Fristen für
die Ausbringung von Gülle
und flexiblerer Einsatz des
Wirtschaftsdüngers sowie
umweltschonenderer Anbau
von Pflanzen, die in Biogasan-
lagen für die Energiegewin-
nung genutzt werden, zählen
zur Strategie des Umweltmi-
nisters.

„Eines der größten
Umweltprobleme“

Ein Hauptargument für
drastische Einschnitte: 40
Prozent des Grundwassers
muss wegen der gesundheits-
gefährdenden Nitratgehalte
für die Trinkwassergewin-
nung aufwendig aufbereitet
werden. „Die Nitratbelastun-
gen in unseren Gewässern
sind eines der größten Um-
weltprobleme, die wir in
Nordrhein-Westfalen haben.
Die Vertragsverletzungsver-
fahren der EU sind nachvoll-
ziehbar und erhöhen somit
den Druck auf die Bundesre-
gierung, endlich etwas dage-
gen zu unternehmen“, ver-
weist Remmel auf die Zustän-
digkeit in Berlin. Es müsse
„schnellstmöglich eine neue
Verordnung mit strengeren
Vorgaben“ geben, fordert der
Minister.

Wie NRW die Belastung
mit Nitraten senken will

Ziel: Weniger Gülle und flexibleres Düngen

Gravierende Mängel
im Seniorenheim

Entscheidung über Schließung fällt in Kürze
BREMEN � Ein Bremer Senio-
renheim soll wegen schwer-
wiegender Mängel geschlos-
sen werden. Zuletzt lebten
dort 63 Menschen. Die Wohn-
und Betreuungsaufsicht hat-
te dem Betreiber für die Räu-
mung ursprünglich eine Frist
bis Donnerstag gesetzt, wie
der Sprecher des Bremer So-
zialressorts, Bernd Schneider,
gestern sagte. Da der Betrei-
ber Widerspruch einlegte
und die Schließung mit ei-
nem Eilantrag verhindern
will, wird nun zunächst die
Entscheidung des Verwal-
tungsgerichtes dazu abgewar-
tet. Sie wird voraussichtlich
kommende Woche fallen.

Schneider sagte, im Herbst
2013 sei das Haus im Stadtteil
Kirchhuchting erstmals we-
gen anhaltender Beschwer-

den von Bewohnern, Angehö-
rigen und Ärzten ins Visier
der Aufsicht geraten. Allein
in diesem Jahr sei das Senio-
renheim von der Behörde 13
Mal unangekündigt kontrol-
liert worden. Weil sich über
Jahre hinweg keine Besse-
rung der Mängel eingestellt
habe, habe die Behörde am
vergangenen Freitag die
Schließung angeordnet.

Nach Angaben der Auf-
sichtsbehörde gab es Bean-
standungen sowohl in der
pflegerischen und medizini-
schen Versorgung als auch in
den Bereichen der Hygiene,
der Pflegedokumentation
und des Personalmanage-
ments. Die betroffene Ein-
richtung der Betreibergruppe
Mediko hatte im Jahr 2012 er-
öffnet. � dpa

Letzte Ruhe neben Loki
Ex-Bundeskanzler Helmut Schmidt
ist gestern in Hamburg in aller Stille
bestattet worden. Seine Urne wurde
am Vormittag im Familiengrab auf
dem Hamburger Friedhof Ohlsdorf
beigesetzt. Dort sind auch Schmidts
Frau Loki und seine Eltern begra-
ben. Auf dem Grab lag ein großer
Kranz aus Sonnenblumen mit dem
letzten Gruß von Schmidts Tochter
Susanne und deren Ehemann. Bei

einem Staatsakt im Hamburger Mi-
chel hatten 1 800 Trauergäste aus
dem In- und Ausland am Montag
Abschied von dem Staatsmann,
SPD-Politiker und Publizisten ge-
nommen, der am 10. November im
Alter von 96 Jahren gestorben war.
Schmidt war von 1974 und bis 1982
als Nachfolger von Willy Brandt
Kanzler der Bundesrepublik
Deutschland. � Foto: dpa


